
Referentenentwurf

Bundesministerium für Digitales und Verkehr

Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Befah-
rungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal

A. Problem und Ziel

Die unbefestigten Unterwasserböschungen am Nord-Ostsee-Kanal weisen erhebliche Ero-
sionsschäden auf. Die Schäden stellen eine Gefahr für die Standsicherheit der Unterwas-
serböschungen und der oberhalb befindlichen Betriebswege dar. Daher mussten die Be-
triebswege in fünf Abschnitten gesperrt werden. Um geeignete Sanierungsmaßnahmen zu
erproben, werden zunächst drei in der Länge begrenzte Schadstellen instandgesetzt. Mit
den daraus gezogenen Erkenntnissen wird anschließend die Gesamtsanierung geplant.
Die Ursache für die Erosionsprozesse sind ausschließlich schifffahrtsinduzierte Strömun-
gen, die aufgrund des hohen Ausnutzungsgrades des Gewässerquerschnitts (Verhältnis
Schiff/Wasserstraße) in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen haben dürften.
Aus diesem Grund wird zum 1.Juli 2023 eine Geschwindigkeitsbeschränkung für alle
Schiffe auf 12 km/h eingeführt. Für die meisten Schiffe galt bisher eine Geschwindigkeits-
beschränkung auf 15 km/h. Diese Geschwindigkeitsbeschränkung führt zur zeitlichen Ver-
längerung der Kanalpassage, so dass mehr Lotsen und Kanalsteurer eingesetzt werden
müssen als dies bisher der Fall ist, weil die Lotsen und Kanalsteurer mehr Zeit auf den
Schiffen verbringen. Um die dadurch entstehenden Mehrbelastungen auszugleichen, wer-
den die Entgelte für die Lotsen zum 1. Juli 2023 um ca. 20 Prozent angehoben, die Entgelte
der Kanalsteurer in zwei Stufen um denselben Satz. Für die Schifffahrt führt dies zu einer
Mehrbelastung von ca. 11,5 Mio. Euro pro Jahr. Davon entfallen ca. 8,6 Mio. Euro auf die
Lotsentgelte und ca. 2,9 Mio. Euro auf die Entgelte für die Kanalsteurer.

Aufgrund des Krieges in der Ukraine haben die Verkehrszahlen am Kanal im Jahr 2022 den
Stand vor der Coronapandemie nicht wieder erreicht. Der Kanal ist eine wichtige Existenz-
grundlage für die maritime Wirtschaft an Kanal und eine der meistbefahrenen künstlichen
Wasserstraßen der Welt. Bei den betroffenen Unternehmen der maritimen Wirtschaft han-
delt es sich zum größten Teil um kleine oder mittlere Unternehmen. Die Attraktivität des
Kanals hat Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen, insbeson-
dere des Hafens Hamburg. Im Falle einer Verteuerung der Kanalpassage verliert er an At-
traktivität, da der Anreiz, ihn zu nutzen, nachlässt, und die Gefahr besteht, dass Teile der
Schifffahrt auf die Route durch das Skagerrak ausweichen. Diesem drohenden weiteren
Verlust an Attraktivität soll begegnet werden.

B. Lösung

Der durch die Erhöhung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer der Berufsschifffahrt ent-
stehende Kostennachteil soll durch eine Absenkung der Befahrungsabgaben um 50 Pro-
zent ausgeglichen werden. Die Abgaben für die Sport- und Freizeitschifffahrt werden nicht
abgesenkt. Die für die Berufsschifffahrt entstehende Minderbelastung würde sich auf ca.
10,5 Mio. Euro belaufen, wenn man die für den Bundeshaushalt 2023 veranschlagten Ein-
nahmen von 21 Mio. Euro pro Jahr zugrunde legt.

Die Absenkung wird auf zunächst drei Jahre befristet.
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In der Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) wird ein Redaktionsversehen korrigiert.

C. Alternativen

Eine Alternative bestünde darin, auf die Anhebung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer
zu verzichten. Dies würde dazu führen, dass der diesen durch die Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 12 km/h entstehende erhebliche Mehraufwand nicht ausgeglichen würde.
Die aus den längeren Lotsungen und die geringere Verfügbarkeit von Lotsen resultierende
Verkürzung von Ruhezeiten könnte zu erheblichen Sicherheitseinbußen führen. Zudem
würde die Attraktivität des Lotsenberufs in den betroffenen Revieren verringert.

Ein Verzicht auf die Geschwindigkeitsbeschränkung kommt zum Schutz der Kanalböschun-
gen aus Sicherheitsgründen gleichfalls nicht in Betracht.

Ein Verzicht auf die Absenkung der Befahrungsabgaben würde zu einer Verringerung der
Attraktivität des Kanals mit den entsprechenden Auswirkungen auf die maritime Wirtschaft
und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen führen.

Eine Absenkung um weniger als 50% der Abgaben ist gleichfalls nicht geeignet, den ver-
folgten Zweck, die Mehrbelastung für die Schifffahrt auszugleichen, zu erreichen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für den Bund entstehen Mindereinnahmen von ca. 10,35 Mio. Euro pro Jahr, wenn man
den Haushaltsansatz für das Jahr 2023 zugrunde legt. Die jährlichen Einnahmen durch die
Abgaben der Sport- und Freizeitschifffahrt in Höhe von ca. 150 000 Euro pro Jahr sind
hierbei berücksichtigt. Legt man die 2022 tatsächlich erzielten Einnahmen zugrunde, wären
es ca. 8,85 Mio. Euro. Das Jahr 2022 ist allerdings aufgrund der Nachwirkungen der
Corona-Pandemie und der Auswirkungen des Krieges in der Ukraine nicht repräsentativ.
Letztlich können die Mindereinnahmen nur geschätzt werden, da sie von der tatsächlichen
Anzahl der den Kanal passierenden Schiffe abhängen. Zu beachten ist auch, dass sich die
Abgabensenkung attraktivitätssteigernd auswirkt. Die Mindereinnahmen werden im Einzel-
plan 12 des Bundeshaushalts kompensiert.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Bürgerinnen und Bürger sind nicht betroffen, da die Absenkung nicht die Sport- und Frei-
zeitschifffahrt erfasst. Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand entstehen nicht, da sich an
den Zahlungsmodalitäten nichts ändert. Die Verpflichtung zur Zahlung der Abgaben selbst
stellt keinen Erfüllungsaufwand dar.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Die Wirtschaft ist betroffen, da die Absenkung insbesondere die Berufsschifffahrt auf dem
Kanal erfasst. Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand entstehen nicht, da sich an den
Zahlungsmodalitäten nichts ändert. Die Verpflichtung zur Zahlung der Abgaben selbst stellt
keinen Erfüllungsaufwand dar.
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Weder für den Bund, noch für Länder und Kommunen ergeben sich Änderungen. Der Auf-
wand für die Einziehung der Abgaben bleibt unverändert.

F. Weitere Kosten

Für den Bund entstehen Mindereinnahmen in Höhe von ca. 10,35 Mio. Euro pro Jahr. Dies
entspricht der Entlastung, die für die Schifffahrtsunternehmen eintritt, deren Schiffe den
Kanal befahren.  Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau entstehen nicht.
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Referentenentwurf Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr

Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über Befahrungs-
abgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal

Vom ...

Auf Grund des § 13 Absatz 2 des Seeaufgabengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17.Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), der durch Artikel 42 Nummer 2 des Gesetzes
vom 14. März 2023 (BGBl. Nr. 73) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium
für Digitales und Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen nach
Anhörung der Küstenländer:

Artikel 1

Die Verordnung über die Befahrungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal vom 28.
September 1993 (BAnz S. 9285), die zuletzt durch die Verordnung vom 11. Mai 2023 ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

Artikel 1. Es wird folgender § 8 angefügt:

                                                                 „§ 8

§ 1 Satz 1 in Verbindung mit der Anlage ist bis zum 30.Juni 2026 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass die Befahrungsabgaben nur in Höhe von 50 Prozent der in der Anlage ge-
nannten Beträge zu entrichten sind. Dies gilt nur für Fahrzeuge, die der Pflicht zur Annahme
eines Bordlotsen gemäß § 6 Absatz 3 der NOK-Lotsverordnung unterliegen.“

1. Die Nummer 2.2 der Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) wird wie folgt gefasst:

„2.2    im Teilstreckenverkehr bei einer Länge

bis 10 m                                                                                          7,--

über 10 m bis 12 m                                                                        8,-

über 12 m bis 16 m                                                                       18,--

über 16 m bis 20 m                                                                       21,--

über 20 m                                                                                      23,--

für jeden weiteren Meter Länge zusätzlich                                     1,--"

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die unbefestigten Unterwasserböschungen am Nord-Ostsee-Kanal weisen erhebliche Ero-
sionsschäden auf. Die Schäden stellen eine Gefahr für die Standsicherheit der Unterwas-
serböschungen und der oberhalb befindlichen Betriebswege dar. Daher mussten die Be-
triebswege in fünf Abschnitten gesperrt werden. Um geeignete Sanierungsmaßnahmen zu
erproben, werden zunächst drei in der Länge begrenzte Schadstellen instandgesetzt. Mit
den daraus gezogenen Erkenntnissen wird anschließend die Gesamtsanierung geplant.
Die Ursache für die Erosionsprozesse sind ausschließlich schifffahrtsinduzierte Strömun-
gen, die aufgrund des hohen Ausnutzungsgrades des Gewässerquerschnitts (Verhältnis
Schiff/Wasserstraße) in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen haben dürften.
Aus diesem Grund wird zum 1.Juli 2023 eine Geschwindigkeitsbeschränkung für alle
Schiffe auf 12 km/h eingeführt. Für die meisten Schiffe galt bisher eine Geschwindigkeits-
beschränkung auf 15 km/h. Diese Geschwindigkeitsbeschränkung führt zur zeitlichen Ver-
längerung der Kanalpassage, so dass mehr Lotsen und Kanalsteurer eingesetzt werden
müssen als dies bisher der Fall ist, weil die Lotsen und Kanalsteurer mehr Zeit auf den
Schiffen verbringen. Um die dadurch entstehenden Mehrbelastungen auszugleichen, wer-
den die Entgelte für die Lotsen zum 1. Juli 2023 um ca. 20 Prozent angehoben, die Entgelte
der Kanalsteurer in zwei Stufen um denselben Satz. Für die Schifffahrt führt dies zu einer
Mehrbelastung von ca. 11,5 Mio. Euro pro Jahr. Davon entfallen ca. 8,6 Mio Euro auf die
Lotsenentgelte und ca. 2,9 Mio. Euro auf die Entgelte für die Kanalsteurer.

Aufgrund des Krieges in der Ukraine haben die Verkehrszahlen am Kanal im Jahr 2022 den
Stand vor der Coronapandemie nicht wieder erreicht. Der Kanal ist eine wichtige Existenz-
grundlage für die maritime Wirtschaft am Kanal und eine der meistbefahrenen künstlichen
Wasserstraßen der Welt. Bei den betroffenen Unternehmen der maritimen Wirtschaft han-
delt es sich um kleine und mittlere Unternehmen. Die Attraktivität des Kanals hat Auswir-
kungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen, insbesondere des Hafens
Hamburg. Im Falle einer Verteuerung der Kanalpassage verliert er an Attraktivität, da der
Anreiz, ihn zu nutzen, nachlässt, und die Gefahr besteht, dass Teile der Schifffahrt auf die
Route durch das Skagerrak ausweichen. Diesem drohenden weiteren Verlust an Attraktivi-
tät soll begegnet werden.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der durch die Erhöhung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer entstehende Kostennach-
teil soll durch eine Absenkung der Befahrungsabgaben um 50 Prozent ausgeglichen wer-
den. Die daraus für die Schifffahrt entstehende Minderbelastung würde sich auf ca. 10,5
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Mio. Euro belaufen, wenn man die für den Bundeshaushalt 2023 veranschlagten Einnah-
men von 21 Mio. Euro pro Jahr zugrunde legt.

Die Absenkung wird auf zunächst drei Jahre befristet.

In der Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) wird ein Redaktionsversehen korrigiert.

III. Alternativen

Eine Alternative bestünde darin, auf die Anhebung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer
zu verzichten. Dies würde dazu führen, dass der diesen durch die Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 12 km/h entstehende erhebliche Mehraufwand nicht ausgeglichen würde
Die aus den längeren Lotsungen und die geringere Verfügbarkeit von Lotsen resultierende
Verkürzung von Ruhezeiten könnte zu erheblichen Sicherheitseinbußen führen. Zudem
würde die Attraktivität des Lotsenberufs in den betroffenen Revieren verringert.

 Ein Verzicht auf die Geschwindigkeitsbeschränkung kommt zum Schutz der Kanalbö-
schungen aus Sicherheitsgründen gleichfalls nicht in Betracht.

Ein Verzicht auf die Absenkung der Befahrungsabgaben würde zu einer Verringerung der
Attraktivität des Kanals mit den entsprechenden Auswirkungen auf die maritime Wirtschaft
und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen führen.

Eine Absenkung um weniger als 50% der Abgaben ist gleichfalls nicht geeignet, den ver-
folgten Zweck, die Mehrbelastung für die Schifffahrt auszugleichen, zu erreichen.

IV. Regelungskompetenz

Die NOKBefAbgV beruht auf § 13 Absatz 2 SeeAufgG.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
vereinbar.

VI. Regelungsfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Eine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung folgt aus der Regelung nicht.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die Absenkung der Befahrungsabgaben stärkt die Attraktivität des Kanals. Da weniger
Schiffe den Umweg durch das Skagerrak wählen werden, verringern sich die durch diese
Schiffe freigesetzten Treibhausgas- und Schadstoffemissionen. Hierdurch wird ein Beitrag
zur Erreichung des SDG Indikators 3.2a (Reduktion von Schadstoffemissionen) geleistet.
Dies entspricht auch dem Leitprinzip Nr. 2 (Globale Verantwortung wahrnehmen), indem
auf einer international bedeutenden Bundeswasserstraße dem Schutz der Umwelt, insbe-
sondere des Klimas, einschließlich der Einhaltung der Grenzen der ökologischen Belast-
barkeit im regionalen und globalen Rahmen Rechnung getragen wird.

Daneben dient das Regelungsvorhaben auch dem Sustainable Development Goal (SDG)
8 (Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum). da es die maritime Wirtschaft und
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen stärkt. Demgegenüber ist zwar der Indi-
kator 8.2.a (Staatsdefizit) zu beachten, doch sind die zu erwartenden Mindereinnahmen
von ca. 10,5 Mio. Euro jährlich gegenüber den positiven Effekten (Umwelt, Stärkung der
deutschen maritimen Wirtschaft) zu vernachlässigen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für den Bund entstehen Mindereinnahmen von ca. 10,35 Mio. Euro pro Jahr, wenn man
den Haushaltsansatz für das Jahr 2023 zugrunde legt. Die jährlichen Einnahmen durch die
Abgaben der Sport- und Freizeitschifffahrt in Höhe von ca. 150 000 Euro pro Jahr sind
hierbei berücksichtigt. Legt man die 2022 tatsächlich erzielten Einnahmen zugrunde, wären
es ca. 8,85 Mio. Euro. Das Jahr 2022 ist allerdings aufgrund der Nachwirkungen der
Corona-Pandemie und der Auswirkungen des Krieges in der Ukraine nicht repräsentativ.
Letztlich können die Mindereinnahmen nur geschätzt werden, da sie von der tatsächlichen
Anzahl der den Kanal passierenden Schiffe abhängen. Zu beachten ist auch, dass sich die
Abgabensenkung attraktivitätssteigernd auswirkt. Die Mindereinnahmen werden im Einzel-
plan 12 des Bundeshaushalts kompensiert.

4. Erfüllungsaufwand

Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft
entstehen nicht, da sich an den Zahlungsmodalitäten nichts ändert. Die Verpflichtung zur
Zahlung der Abgaben als solcher stellt keinen Erfüllungsaufwand dar.

Änderungen am Erfüllungsaufwand für die Verwaltung entstehen gleichfalls nicht, da sich
am Aufwand für die Erhebung der Abgaben nichts ändert.

5. Weitere Kosten

Für den Bund entstehen Mindereinnahmen in Höhe von ca. 10,35 Mio. Euro pro Jahr. Dies
entspricht der Minderbelastung, die für die Schifffahrtsunternehmen, deren Schiffe den Ka-
nal befahren, eintritt. Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau entstehen nicht.

6. Weitere Regelungsfolgen

Keine
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VII. Befristung; Evaluierung

Es ist eine Befristung der Maßnahme auf drei Jahre vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

1. Durch die Einfügung des neuen § 8 wird die Absenkung der Befahrungsabgaben für die
Berufsschifffahrt um 50 Prozent umgesetzt. Da die aufgrund der Erhöhung der Entgelte für
Lotsen und Kanalsteurer entstehende Mehrbelastung kompensiert werden soll, beschränkt
sich die Absenkung auf Fahrzeuge, die der Lotsenannahmepflicht unterliegen und gilt somit
nicht für die Sport- und Freizeitschifffahrt.  Eine detaillierte Änderung der Anlage zu § 1
Absatz 1 wurde nicht vorgenommen, da dies endgültigen Charakter gehabt hätte und daher
nicht mit der Befristung der Maßnahme in Übereinstimmung zu bringen gewesen wäre.

2. Bei der Abfassung der 6. Änderungsverordnung, die am 18. Mai 2023 in Kraft getreten
ist, ist es durch ein Redaktionsversehen zu einer unbeabsichtigten Änderung der Abgaben-
regelung für Sportfahrzeuge im Teilstreckenverkehr gekommen. Dies wird durch die Neu-
fassung korrigiert. Die bis dahin geltende Regelung wird wieder eingeführt.

Zu Artikel 2:

Die Absenkung der Abgaben soll zeitgleich mit der Geschwindigkeitsbeschränkung und der
daraus folgenden Erhöhung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer zum 1. Juli 2023 er-
folgen.


	Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Befahrungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal
	A. Problem und Ziel
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	E. Erfüllungsaufwand
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	F. Weitere Kosten

	Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über Befahrungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal
	Die Verordnung über die Befahrungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal vom 28. September 1993 (BAnz S. 9285), die zuletzt durch die Verordnung vom 11. Mai 2023 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	Artikel 1 . Es wird folgender § 8 angefügt:
	„§ 8
	§ 1 Satz 1 in Verbindung mit der Anlage ist bis zum 30.Juni 2026 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Befahrungsabgaben nur in Höhe von 50 Prozent der in der Anlage genannten Beträge zu entrichten sind. Dies gilt nur für Fahrzeuge, die der Pflicht zur Annahme eines Bordlotsen gemäß § 6 Absatz 3 der NOK-Lotsverordnung unterliegen.“
	1. Die Nummer 2.2 der Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1) wird wie folgt gefasst:
	„2.2    im Teilstreckenverkehr bei einer Länge
	bis 10 m                                                                                          7,--
	über 10 m bis 12 m                                                                        8,-
	über 12 m bis 16 m                                                                       18,--
	über 16 m bis 20 m                                                                       21,--
	über 20 m                                                                                      23,--
	für jeden weiteren Meter Länge zusätzlich                                     1,--"

	Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.




	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen
	Die unbefestigten Unterwasserböschungen am Nord-Ostsee-Kanal weisen erhebliche Erosionsschäden auf. Die Schäden stellen eine Gefahr für die Standsicherheit der Unterwasserböschungen und der oberhalb befindlichen Betriebswege dar. Daher mussten die Betriebswege in fünf Abschnitten gesperrt werden. Um geeignete Sanierungsmaßnahmen zu erproben, werden zunächst drei in der Länge begrenzte Schadstellen instandgesetzt. Mit den daraus gezogenen Erkenntnissen wird anschließend die Gesamtsanierung geplant. Die Ursache für die Erosionsprozesse sind ausschließlich schifffahrtsinduzierte Strömungen, die aufgrund des hohen Ausnutzungsgrades des Gewässerquerschnitts (Verhältnis Schiff/Wasserstraße) in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen haben dürften. Aus diesem Grund wird zum 1.Juli 2023 eine Geschwindigkeitsbeschränkung für alle Schiffe auf 12 km/h eingeführt. Für die meisten Schiffe galt bisher eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 15 km/h. Diese Geschwindigkeitsbeschränkung führt zur zeitlichen Verlängerung der Kanalpassage, so dass mehr Lotsen und Kanalsteurer eingesetzt werden müssen als dies bisher der Fall ist, weil die Lotsen und Kanalsteurer mehr Zeit auf den Schiffen verbringen. Um die dadurch entstehenden Mehrbelastungen auszugleichen, werden die Entgelte für die Lotsen zum 1. Juli 2023 um ca. 20 Prozent angehoben, die Entgelte der Kanalsteurer in zwei Stufen um denselben Satz. Für die Schifffahrt führt dies zu einer Mehrbelastung von ca. 11,5 Mio. Euro pro Jahr. Davon entfallen ca. 8,6 Mio Euro auf die Lotsenentgelte und ca. 2,9 Mio. Euro auf die Entgelte für die Kanalsteurer.
	Aufgrund des Krieges in der Ukraine haben die Verkehrszahlen am Kanal im Jahr 2022 den Stand vor der Coronapandemie nicht wieder erreicht. Der Kanal ist eine wichtige Existenzgrundlage für die maritime Wirtschaft am Kanal und eine der meistbefahrenen künstlichen Wasserstraßen der Welt. Bei den betroffenen Unternehmen der maritimen Wirtschaft handelt es sich um kleine und mittlere Unternehmen. Die Attraktivität des Kanals hat Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen, insbesondere des Hafens Hamburg. Im Falle einer Verteuerung der Kanalpassage verliert er an Attraktivität, da der Anreiz, ihn zu nutzen, nachlässt, und die Gefahr besteht, dass Teile der Schifffahrt auf die Route durch das Skagerrak ausweichen. Diesem drohenden weiteren Verlust an Attraktivität soll begegnet werden.
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
	Der durch die Erhöhung der Entgelte für Lotsen und Kanalsteurer entstehende Kostennachteil soll durch eine Absenkung der Befahrungsabgaben um 50 Prozent ausgeglichen werden. Die daraus für die Schifffahrt entstehende Minderbelastung würde sich auf ca. 10,5 Mio. Euro belaufen, wenn man die für den Bundeshaushalt 2023 veranschlagten Einnahmen von 21 Mio. Euro pro Jahr zugrunde legt.
	Die Absenkung wird auf zunächst drei Jahre befristet.
	III. Alternativen
	Ein Verzicht auf die Geschwindigkeitsbeschränkung kommt zum Schutz der Kanalböschungen aus Sicherheitsgründen gleichfalls nicht in Betracht.
	Ein Verzicht auf die Absenkung der Befahrungsabgaben würde zu einer Verringerung der Attraktivität des Kanals mit den entsprechenden Auswirkungen auf die maritime Wirtschaft und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen führen.
	IV. Regelungskompetenz
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
	VI. Regelungsfolgen
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
	2. Nachhaltigkeitsaspekte
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	4. Erfüllungsaufwand
	5. Weitere Kosten

	Für den Bund entstehen Mindereinnahmen in Höhe von ca. 10,35 Mio. Euro pro Jahr. Dies entspricht der Minderbelastung, die für die Schifffahrtsunternehmen, deren Schiffe den Kanal befahren, eintritt. Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau entstehen nicht.
	6. Weitere Regelungsfolgen

	VII. Befristung; Evaluierung

	B. Besonderer Teil


